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- Drucksache VI/1614 - 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


/ 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Bereich des Deutschen 
Bedarfsluftverkehrs neue Gesellschaften in großer Zahl gegrün- 
det werden und die Zahl der Flugzeugzugänge - nach neuesten 
Schätzungen 120 - so sehr zugenommen hat, daß in der Zu- 
kunft mit einem Beschäftigungsmangel und ruinösem Wett- 
bewerb gerechnet werden muß? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß einige neue Luftfahrt- 
unternehmen des Bedarfsluftverkehrs sich in der Gründung be- 
finden. Einen förmlichen Genehmigungsantrag haben bisher 
drei Gesellschaften gestellt. Mit drei weiteren Anträgen ist in 
Kürze zu rechnen. Ferner erweitern bereits genehmigte Unter- 
nehmen ihren Flugzeugpark. 

Vorwiegend sollen gebrauchte Strahlflugzeuge verwendet wer- 
den, die durch den Einsatz der Großflugzeuge des Musters 
Boeing 747 freigeworden sind. Für die Finanzierung werden 
zumeist die steuerlichen Möglichkeiten der Geldbeschaffung 
über Verlustzuweisungen an Kommanditisten ausgenutzt. Ins- 
gesamt dürften im Personenverkehr 1971 seitens der deutschen 
Chartergesellschaften 12 weitere Langstrecken- (jetzt 4) und 9 
weitere Mittelstreckenflugzeuge (jetzt 33) verwendet werden. 
Im Frachtverkehr sind 19 weitere Flugzeuge (jetzt 3) zu erwar- 
ten. Bei jährlichen Steigerungsraten von etwa 25% sowohl in 
der Personen- als auch in der Frachtbeförderung im Gelegen- 
heitsverkehr ist abzusehen, daß die bekanntgewordenen Pla- 
nungen den Nachfragezuwachs bei weitem übersteigen. Es ist 
nicht auszuschließen, daß diese Entwicklung zu einem Beschäf- 
tigungsmangel und ruinösen Wettbewerb führen kann. 


Druck: Thenee Druck KG, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 



Drucksache VI/ 1677 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


2. Beabsichtigt die Bundesregierung, geeignete Schritte und Maß- 
nahmen einzuleiten, um ein vernünftiges Wachstum und die 
wirtschaftliche Existenz des Deutschen Bedarfsluftverkehrs für 
die Zukunft zu sichern, ohne die flugbetriebliche Sicherheit zu 
beeinträchtigen? 

Die Bundesregierung kann das Wachstum der Unternehmen des 
Bedarfsluftverkehrs nur sehr begrenzt beeinflussen. Eine Mög- 
lichkeit sieht sie in steuergesetzlichen Maßnahmen. So soll der 
Entwurf des Zweiten Steueränderungsgesetzes einem überstei- 
gerten Wachstum entgegenwirken, ohne jedoch eine organische 
Entwicklung zu beeinträchtigen. 

Selbstverständlich betrachtet es die Bundesregierung als das 
oberste Gebot, die flugbetriebliche Sicherheit zu gewährleisten. 
Dies wird eine personelle Verstärkung der Luftfahrtverwaltung 
erfordern. 

In jedem Falle werden vor der Erteilung der Genehmigung und 
auch während des laufenden Betriebes alle Luftfahrtunterneh- 
men überprüft, ob sie die wirtschaftlichen, flugbetrieblichen und 
technischen Voraussetzungen des Luftverkehrsgesetzes erfül- 
len. Im Genehmigungsverfahren ist allerdings eine Bedürfnis- 
prüfung für Unternehmen des Gelegenheitsverkehrs nicht zu- 
lässig. Im Rahmen des § 22 LuftVG können jedoch Bedingungen 
und Auflagen festgesetzt werden. Voraussetzung ist allerdings, 
daß ohne diese Maßnahmen die öffentlichen Verkehrsinteressen 
nachhaltig beeinträchtigt werden. 

Es ist bei dieser Gelegenheit zu betonen, daß eine weitere Libe- 
ralisierung der Zulassung von Unternehmen des Bedarfsluft- 
verkehrs nicht beabsichtigt ist. Die Wirksamkeit der geltenden 
Vorschriften wird laufend beobachtet. 


3. Sieht die Bundesregierung insbesondere vor, die Gründung von 
Bedarfsluftgesellschaften zu verhindern, deren einziger Ge- 
schäftszweck - auch nach den von diesen Gesellschaften heraus- 
gegebenen Prospekten - auf die Erzielung von möglichst hohen 
Verlusten gerichtet ist, die ausschließlich an potente Steuer- 
pflichtige weitergegeben und bei diesen zu Lasten des Fiskus 
zu einer Verminderung ihrer Steuerlast führen? 

Es trifft zu, daß die Bewertungsfreiheit für Luftfahrzeuge nach 
§ 82 f . EStDV in letzter Zeit wiederholt Anlaß zur Gründung von 
Gesellschaften - vorwiegend in der Rechtsform der GmbH & 
Co. KG - war, deren tatsächlicher Gesellschaftszweck der Aus- 
weis hoher Verluste und deren Zuweisung an ihre Gesellschaf- 
ter ist. Durch den Ausgleich dieser Verluste mit anderen posi- 
tiven Einkünften der Gesellschafter können diese, wenn sie ein 
hohes Einkommen haben, teilweise Steuervorteile erzielen, die 
das von ihnen aufzubringende Eigenkapital voll decken oder 
sogar übersteigen. 

Die Bundesregierung hat zur Beseitigung dieser aus gesell- 
schaftspolitischen Gründen unerwünschten Auswirkungen be- 
schlossen, die Ermächtigung in § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe w 
EStG, auf der § 82 f. EStDV beruht, mit sofortiger Wirkung ein- 
zuschränken. Die Einschränkung ist im Entwurf eines Zweiten 
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Steueränderungsgesetzes 1971 enthalten, den die Bundesregie- 
rung am 17. Dezember 1970 beschlossen hat. Sie sieht in An- 
lehnung an die in § 3 Abs. 3 des Entwurfs eines Zonenrand- 
förderungsgesetzes getroffene Regelung vor, daß die Sonder- 
abschreibungen bei dem Gewerbebetrieb, zu dessen Betriebs- 
vermögen das Flugzeug gehört, nicht zur Entstehung oder Er- 
höhung eines Verlustes führen dürfen. Die Einschränkung soll 
erstmals für Luftfahrzeuge gelten, die nach dem 16. Dezember 
1970 angeschafft oder hergestellt werden. Aus Gründen des 
Vertrauensschutzes sollen die Einschränkungen jedoch für 
solche Luftfahrzeuge nicht gelten, die vor dem 17. Dezember 
1970 bestellt und angezahlt worden sind oder mit deren Her- 
stellung der Steuerpflichtige vor diesem Stichtag begonnen hat. 
Neben dieser Einschränkung, die sich erst auf künftige Flug- 
zeugbestellungen auswirken wird, prüft der Bundesminister der 
Finanzen mit den Finanzministern (-Senatoren) der Länder zur 
Zeit die Frage, ob Gesellschafter von Finanzierungsgesellschaf- 
ten, deren Gesellschaftszweck vorrangig der Ausweis von Ver- 
lusten ist, steuerlich als Mitunternehmer angesehen werden 
können, was Voraussetzung für die Zulässigkeit der Verlustzu- 
weisung an die Gesellschafter ist. Bis zum Abschluß dieser Prü- 
fung, deren Ausgang sich gegenwärtig noch nicht absehen läßt, 
werden die Finanzverwaltungsbehörden den auf dem Flugzeug- 
sektor tätigen Finanzierungsgesellschaften keine verbindlichen 
Zusagen über die steuerliche Anerkennung von Verlustzuwei- 
sungen erteilen. 

Die Bundesregierung befaßt sich im übrigen zusammen mit den 
obersten Finanzbehörden der Länder auch mit der Frage der 
Abschreibungsfristen für Großflugzeuge. 


In Vertretung 

Wittrock 



